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die für Arbeiter geltenden Rechtsvorschriften verweist, nur 
so verstanden werden, daß sie den LPGs eine rechtliche 
Orientierung gibt, in welcher Höhe sie die Genossen­
schaftsbauern schadenersatzpflichtig machen sollten. Die 
arbeitsrechtliche' materielle Verantwortlichkeit des Werk­
tätigen gegenüber seinem Betrieb kommt nur bei Schäden 
zur Anwendung, die er durch Verletzung seiner A r b e i t s ­
p f l i c h t e n  schuldhaft verursacht hat (vgl. § 260 Abs. 1 
AGB). Deshalb kann sich Ziff. 48 MSt auch nur auf solche 
Fälle beziehen. Die Orientierung der Ziff. 48 gilt folglich 
u. E. nicht für Schadenersatzansprüche, die gegen Genos­
senschaftsbauern wegen Verletzung solcher Mitglied­
schaftspflichten geltend gemacht werden, die keine Ar­
beitspflichten sind (z. B. Beschädigung eines Traktors bei 
unbefugter Benutzung außerhalb der Erfüllung von Ar­
beitspflichten).

In der Praxis tritt die fahrlässige Verursachung von 
Schäden am häufigsten auf. Gemäß Ziff. 48 MSt sollte die 
LPG für diese Schäden in Anlehnung an die entsprechen­
den Regelungen des AGB einen Schadenersatzanspruch bis 
zur Höhe des monatlichen Einkommens des betreffenden 
Genossenschaftsbauern geltend machen. Für die Ermitt­
lung des monatlichen Einkommens wäre von der Zahl der 
geplanten Arbeitseinheiten und dem geplanten Wert der 
Arbeitseinheit auszugehen.5 Da die LPG nach § 15 Abs. 3 
LPG-Gesetz verpflichtet ist, in solchen Fällen unter Be­
rücksichtigung des Grades der Schuld und weiterer Ge­
sichtspunkte den Schadenersatzanspruch zu differenzieren, 
liegt die Orientierung der Ziff. 48 MSt im Rahmen der Re­
gelung des LPG-Gesetzes.

Die Berücksichtigung der entsprechenden arbeitsrecht­
lichen Regelungen zur materiellen Verantwortlichkeit ent­
spricht den Erfordernissen der gesellschaftlichen Entwick­
lung in den LPGs. Dessenungeachtet enthält jedoch Ziff. 48 
keine Rechtspflicht der LPG, in bezug auf den Umfang der 
Schadenersatzpflicht Arbeitsrecht anzuwenden.6

Eine solche Betrachtung entspricht den Grundsätzen der 
genossenschaftlichen Demokratie, die es den LPGs ermög­
licht, auf der Grundlage der Rechtsvorschriften ihre ge­
sellschaftlichen Verhältnisse durch eigene Beschlüsse zu ge­
stalten (Art. 46 der Verfassung).

Im Rahmen der Vorschriften über die materielle Ver­
antwortlichkeit der Arbeiter, Angestellten und Genossen­
schaftsbauern kommt dem Begriff des Schadens besondere 
Bedeutung zu. Deshalb soll zunächst darauf eingegangen 
werden, wie der Begriff „Schaden“ einerseits im LPG- 
Recht und andererseits im Arbeitsrecht verstanden wird.

§ 15 LPG-Gesetz unterscheidet zwischen dem Gesamt­
schaden und dem Direktschaden. Nach dem Lehrbuch 
„LPG-Recht“ stellt der direkte Schaden denjenigen Ver­
mögensschaden dar, „der der LPG oder ihrer kooperativen 
Einrichtung unmittelbar durch die schädigende Handlung 
entstanden ist“.7 Der Gesamtschaden ist in aller Regel um­
fassender als der unmittelbar durch die Pflichtverletzung 
bewirkte Schaden, schließt also indirekte Schäden ein.8 Er 
ist zu ersetzen, wenn der Genossenschaftsbauer die ent­
standenen schädlichen Folgen vorsätzlich herbeigeführt 
hat. Bei auf Fahrlässigkeit beruhenden Schädigungen des 
genossenschaftlichen Eigentums richtet sich der Umfang 
der Schadenersatzpflicht nach der Höhe des Direktschadens 
(§ 15 Abs. 2 Satz 1 LPG-Gesetz).

Hinsichtlich der materiellen Verantwortlichkeit des 
Werktätigen definiert § 261 Abs. 1 AGB den Schaden als 
„jede Minderung des dem Betrieb an vertrauten sozialisti­
schen Eigentums“. § 261 Abs. 1 AGB nennt anhand von 
Beispielen die Formen, in denen die Minderung des be­
trieblichen Vermögens in Erscheinung treten kann. Eine 
Unterscheidung nach direktem und gesamtem Schaden wird 
nicht mehr vorgenommen. Da Ziff. 48 MSt die §§ 15 bis 18 
LPG-Gesetz nicht berührt, ist u. E. bei der LPG-rechtlichen 
materiellen Verantwortlichkeit der Genossenschaftsbauern 
weiterhin vom Schadensbegriff des § 15 LPG-Gesetz aus­
zugehen.9

Im Arbeitsrecht und im LPG-Recht gilt das Prinzip 
der differenzierten Anwendung der materiellen Verant­
wortlichkeit (§ 253 AGB; § 15 Abs. 3 LPG-Gesetz i. V. m. 
Ziff. 45 MSt). Es hat zum Inhalt, bei .der Festlegung des 
Umfangs der Schadenersatzpflicht bestimmte, vom Gesetz 
näher umschriebene objektive und subjektive Umstände 
zu berücksichtigen, und bezweckt, auch mit Hilfe der dem 
Ersatz des Schadens dienenden materiellen Leistung den 
Arbeiter bzw. Genossenschaftsbauern zukünftig zur ge­
wissenhaften Erfüllung der Arbeits- und sonstigen Pflich­
ten zu erziehen. Die sich darin ausdrückende Individuali­
sierung soll ein Höchstmaß an erzieherischer Wirksamkeit 
gewährleisten. Zugleich soll auf diese Weise dem Prinzip 
der sozialistischen Gesetzlichkeit und dem Leistungsprin­
zip entsprochen werden.10

Da in § 253 AGB u. E. die Kriterien für die Differenzie­
rung der materiellen Verantwortlichkeit umfassender als 
im LPG-Recht herausgearbeitet sind, sollten sie von den 
LPGs entsprechend berücksichtigt werden.11

Eine Schadenersatzpflicht kann für einen Genossen­
schaftsbauern nur entstehen, wenn er der LPG schuldhaft 
einen Vermögensschaden zugefügt hat (§ 15 Abs. 1 Satz 1 
LPG-Gesetz, Ziff. 45 und 48 MSt). Das LPG-Recht unter­
scheidet wie das Arbeitsrecht zwischen vorsätzlich und 
fahrlässig verursachten Schäden, definiert aber die beiden 
Schuldformen Vorsatz und Fahrlässigkeit nicht. Deshalb 
sollten die im AGB getroffenen Begriffsbestimmungen 
(§ 252 Abs. 3 und 4) bei der Feststellung der subjektiven 
Seite LPG-rechtswidriger Verhaltensweisen bzw. bei der 
Prüfung der subjektiven Voraussetzungen der LPG-recht­
lichen materiellen Verantwortlichkeit herangezogen wer­
den.12

Die materielle Verantwortlichkeit für Schäden, 
die außerhalb der Erfüllung von Arbeitspflichten 
herbeigeführt werden

Während die arbeitsrechtliche materielle Verantwortlich­
keit nur im Fall der Verletzung von A r b e i t s p f l i c h ­
t e n  eintreten kann, greift die LPG-reehtliche materielle 
Verantwortlichkeit auch dann Platz, wenn der Schaden 
auf Grund der Verletzung einer anderen genossenschaft­
lichen Pflicht eintritt. § 15 LPG-Gesetz knüpft die Ver­
pflichtung zum Schadenersatz schlechthin an die (schuld­
hafte) Verletzung des genossenschaftlichen Eigentums oder 
Vermögens, stellt also nicht darauf ab, daß die schädi­
gende Handlung mit der Erledigung von Arbeitsaufgaben 
im Zusammenhang gestanden hat. Dies entspricht der spe­
zifischen Natur des Mitgliedschaftsverhältnisses in der 
LPG, das in sich Arbeits-, Leitungs- und Vermögensbezie­
hungen einschließt.

Für die Wiedergutmachung von Schäden, die Genossen­
schaftsbauern ihrer LPG außerhalb des genossenschaft­
lichen Arbeitsprozesses zufügen, gelten unverändert die 
Vorschriften des § 15 Abs. 1 und 2 LPG-Gesetz. Das bedeu­
tet: Bei den in Frage kommenden schadensverursachen­
den Handlungen ist eine Beschränkung der materiellen 
Verantwortlichkeit für einen fahrlässig verursachten 
Schaden auf eine monatliche Arbeitsvergütung nicht mög­
lich. Außerhalb von Arbeitspflichten fahrlässig herbei­
geführte Schäden sind der LPG bis zur Höhe des Direkt­
schadens und vorsätzlich verursachte Schäden sind im 
vollen Umfang (d. h. unter Einschluß indirekter Schadens­
folgen) zu ersetzen. Davon unberührt bleiben die der Voll­
versammlung durch § 17 Abs. 2 LPG-Gesetz eingeräumten 
Dispositionsmöglichkeiten.

Zum normierten Schadenersatz

Die Frage nach dem normierten Schadenersatz stellt sich 
nicht nur, weil der Beschluß des 9. Plenums des Obersten 
Gerichts vom 30. März 196613 außer Kraft gesetzt worden 
ist und damit auch die in Ziff. 5 dieses Beschlusses von 1966


